
BÜRGERSCHAFT 
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache 18/860
18. Wahlperiode 08. 09. 04

 

 

Antrag 
der Abgeordneten Marcus Weinberg, Robert Heinemann, Hartmut Engels,  

Marino Freistedt, Dittmar Lemke, Marita Meyer-Kainer, Egbert von Frankenberg 
(CDU) und Fraktion 

Betr.: Diagnose- und Förderzentren für eine optimale Unterstützung der Son-
derpädagogischen Förderung in der Primarstufe und im Vorschulbereich 
in den Bereichen „Lernen", „Sprache" sowie „emotionale und soziale 
Entwicklung" 

Die durch die Änderung des Schulgesetzes (HmbSG) vom 27. Juni 2003 in § 12 (In-
tegration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 
Betreuung kranker Schülerinnen und Schüler) und § 19 (Sonderschule) verankerten 
Rahmenbedingungen sollen anhand nachstehender Maßgaben umgesetzt werden. 

– Für alle Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf soll ein wohnortnahes, 
vergleichbares Angebot geschaffen werden, um Chancengerechtigkeit zu ge-
währleisten. 

– Es gilt, ein flexibles, fachgerechtes Förderangebot bereitzustellen. 

– Der Einsatz der festzuschreibenden Ressourcen muss gezielt und diagnosegelei-
tet erfolgen. 

– Die Frühförderung in den Bereichen „Sprache", „Lernen", „emotionale und soziale 
Entwicklung" ist zu stärken. 

In Hamburg führen derzeit 36 der 235 staatlichen Grundschulen Integrative Regel-
klassen (IR-Klassen). Neben den Grundschulklassen und IR-Klassen existieren 
I-Klassen (bleiben als im Schulgesetz verankerte Bestandteile von diesem Antrag 
unberührt), 20 Kombi-Klassen an 6 Standorten und 21 Förder- und 6 Sprachheilschu-
len. Außerdem bestehen Regionale Beratungs- und Unterstützungsstellen (REBUS), 
die sich sowohl im Primär- als auch im Sekundarbereich mit Kindern mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf im Bereich „emotionale und soziale Entwicklung" und deren 
Umfeld sowie Krisenmanagement beschäftigen. Alle genannten Schulformen beste-
hen relativ unvernetzt nebeneinander. Der Zugang zu den unterschiedlichen Schul-
formen ist uneinheitlich: Während Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf an 
Förder- bzw. Sprachheilschulen und REBUS mittels eines fachlichen Diagnoseverfah-
rens aufgenommen werden, ist dies bei den anderen Schulformen nicht der Fall. Wo 
jedoch keine verbindliche Diagnostik existiert, kann es auch keine verbindliche, diag-
nosegeleitete Förderung geben. 

Aufgrund der Kostenintensität des IR-Klassen-Modells, aber auch des neuen bil-
dungspolitischen Ansatzes, ist es nicht möglich, das Modell auf alle Hamburger 
Grundschulen auszuweiten. Dies widerspricht § 12 Abs. 5 HmbSG. Der Mehrheit der 
Hamburger Grundschulen stehen somit keine vergleichbaren sonderpädagogischen 
Ressourcen in ihrer Schule zur Verfügung, was zu einer gravierenden Benachteili-
gungssituation im Hinblick auf wohnortnahe und integrative Beschulung führen kann. 
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Die Ressourcenausstattung mit Sonderpädagogen- und Erzieherstellen führte bisher 
nicht zu einer zufriedenstellenden Situation im Hinblick auf das in § 12 HmbSG veran-
kerte Ziel, Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf angemessen zu fördern. 
Defizite liegen vor allem in der mangelnden Vernetzung der genannten Schulmodelle 
sowie im Fehlen eines gezielten diagnosegeleiteten Verfahrens. 

Wie bereits im Gutachten des Bildungsrats von 1972 sowie von der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) wiederholt festgestellt wurde, besteht zudem großer Handlungsbedarf 
auf dem Gebiet der Frühförderung und ganz besonders in den Bereichen „Sprache", 
„Lernen" und „emotionale und soziale Entwicklung". Die Vernachlässigung dieses 
Gebiets hat in Verbindung mit o. g. Faktoren wesentlich dazu beigetragen, dass sich 
die Zahl der Sonderschüler in den letzten Jahren kontinuierlich erhöht hat. In der Kon-
sequenz gibt es eine mangelnde Zusammenarbeit zwischen vorschulischem und 
schulischem Bereich. 

Hamburg erfreut sich insgesamt einer hohen Kompetenz und sehr weit reichender 
Erfahrungen auf dem Gebiet der sonderpädagogischen Förderung. Diese „Standort-
vorteile" sollten in sonderpädagogischen Diagnose- und Förderzentren (DFZ) gebün-
delt werden. Hierfür eignen sich besonders die bestehenden Sprachheilschulen, wel-
che langjährige Erfahrung in der Kooperation mit allgemeinen Schulen besitzen, nach 
den Bildungsplänen der Grundschulen arbeiten, als Durchgangsschulen einen großen 
Teil ihrer Schüler frühzeitig integrieren und integrativ in Kombi-Klassen, die an Grund-
schulen angebunden sind sowie in der Ambulanz im vorschulischen Bereich, im 
Grundschulbereich und im Frühförderbereich wirken. 

Die Ressourcen im Primarbereich der Sprachheilschulen/Förderschulen und der 
IR-Klassen sowie ein Anteil der REBUS-Ressourcen werden weitgehend für die inte-
grative wohnortnahe Beschulung im Primarstufenbereich verwendet. Für Kinder mit 
extrem hohem sonderpädagogischen Förderbedarf werden temporäre wie auch lang-
fristige „stationäre Maßnahmen" (KMK) vorgehalten. Damit wird die Möglichkeit eröff-
net, Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf je nach Diagnose entweder in 
den Grundschulen oder in den Förderzentren zu beschulen und zu fördern. Wann 
immer integrative Beschulung möglich ist, sollte dieser – wie im HmbSG und von der 
KMK vorgesehen – Vorrang eingeräumt werden. 

Die Diagnose- und Förderzentren (DFZ) ordnen nach Bedarf Sonderpädagogen an 
Grundschulen ab. Weiterhin Kommt den Diagnose- und Förderzentren (DFZ) die 
Funktion der Diagnostik sowie die der Erstellung von Förderplänen zu. Um diese neu-
en Aufgaben zu bewältigen, müssen alle vorhandenen Ressourcen neu gebündelt und 
umverteilt werden. Für die Weiterentwicklung der Förderung von Kindern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf ist die Aus- und Weiterbildung sowohl von Grundschul-
lehrern als auch von Sonderpädagogen rasch zu initiieren. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Der Senat wird ersucht, 

1. die Förderung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Berei-
chen „Sprache", „Lernen" und „emotionale und soziale Entwicklung" weiterzuent-
wickeln und dabei sowohl §§ 12 und 19 HmbSG als auch den Empfehlungen der 
Kultusministerkonferenz Rechnung zu tragen. 

2. die bestehenden sonderpädagogischen Einrichtungen der Primarstufe ressour-
cenneutral in Diagnose- und Förderzentren (DFZ) zu bündeln. Zu diesem Zweck 
sind die derzeitigen Sprachheilschulen in sonderpädagogische Diagnose- und 
Förderzentren (DFZ) umzuwandeln. 

3. die Diagnose- und Förderzentren (DFZ) zu veranlassen, sonderpädagogische 
Förderbedarfe festzustellen, die individuellen Förderpläne zu erstellen und zu  
überprüfen und für den Einsatz von Sonderpädagogen in den unterrichtlichen 
Maßnahmen zu sorgen. 
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4. die Ressourcen der Primarstufen der Sprachheil-/Förderschulen und der 
IR-Klassen sowie einen Anteil der REBUS-Ressourcen für die integrative Beschu-
lung an der Grundschule oder für die Förderung am Diagnose- und Förderzent-
rum (DFZ) zu nutzen und bedarfsgerecht einzusetzen. 

5. den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz folgend für Kinder mit extrem 
hohem Förderbedarf wenn nötig eine „stationäre Betreuung" bereitzustellen. 

6. die Frühförderung in den Bereichen „Sprache", „Lernen" und „emotionale und 
soziale Entwicklung" auszubauen. 

7. sicherzustellen, dass die Diagnose- und Förderzentren (DFZ) mit den entspre-
chenden Institutionen der Aus- und Weiterbildung kooperieren. 

8. die Diagnose- und Förderzentren (DFZ) an die Beratung und Aufsicht des son-
derpädagogischen Bereichs der Behörde anzubinden. Der Bestand der I-Klassen 
bleibt davon unberührt. 

9. in der Behörde eine Projektgruppe einzusetzen, die auf der Basis der oben ge-
nannten Eckdaten ein Umsetzungskonzept erarbeitet. 

10. den gesamten Prozess wissenschaftlich zu begleiten. 

Der Bürgerschaft ist zu berichten. 


